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Einleitung 

In einer in Literatur und Rechtsprechung gleichermaßen vielbeachteten 
Entscheidung hat das Hause of Lords 1984 geurteilt, unter bestimmten 
Umständen erwachse einer Partei "a right not to be sued upon a particular 
cause of action in a particular foreign court"l. Ein solches Recht bestehe, so 
heißt es weiter, jedenfalls dann, wenn die Klage des Prozeßgegners vor dem 
ausländischen Gericht als rechtsmißbräuchlich anzusehen sei. 

Ein Verfahren im Inland auf Unterlassung der Klageerhebung oder Rück-
nahme einer bereits anhängigen Klage im Ausland? Der deutsche Betrachter 
fragt sich irritiert, wie so etwas vonstatten gehen soll. 

Nun, im englischen wie auch im US-amerikanischen Recht haben derartige 
"Untersagungsverfahren" auf Erlaß einer "injunction restraining foreign pro-
ceedings" eine lange Tradition2. In einigen Staaten Kanadas finden sich hier-
für sogar gesetzliche Regelungen3. Bemerkenswerterweise sind solche Prozeß-
verbote auch im kontinental-europäischen Rechtskreis nicht unbekannt. Nach 
einem französischen Edikt aus dem Jahr 1778 war es einem Franzosen bei 
Androhung einer Geldstrafe verboten, einen Landsmann vor einem ausländi-
schen Gericht zu verklagen4. 

"Das deutsche Recht kennt kein Verbot, ausländische Gerichte anzuru-
fen"5. Dieser Satz fällt wiederholt, doch warum dies so ist, wird nicht gesagt. 

Diese Arbeit hat es sich zum Ziel gesetzt, deutschen Parteien, die als 
Beklagte vor den Schranken ausländischer, insbesondere US-amerikanischer 
Gerichte stehen oder stehen werden, Rechtsschutzmaßnahmen aufzuzeigen, 

1 British Airways Board v. Laker Airways Ltd., (1985) A.C. 58, 81 per Lord 
Diplock. 

2 Dazu im folgenden unter §§ 1 und 2. 
3 Alberta Judicature Act, R.S.A. 1980. eh. J-11, secs. 18, 19; Manitoba Queen's 

Bench Act, R .S.M. 1970, eh. C-280, sec. 63.10; Nfld. Judicature Act, S.N. 1984, eh. 25, 
sec. 91; Ont. Courts of Justice Act, S.O. 1984, eh. 11, sec. 119; Sask. Queen's Bench 
Act, R.S.S. 1978, eh. Q-1, sec. 44.6; Yukon, C.O. 1976, eh. J-1, sec. 8 (g). 

4 In Art. 2 dieses Edikts heißt es hierzu: " ... tres expresses inhibitions et defenses 
aux sujets franc;ais voyageant, soit parterre, soit par mere, ou faisant le commerce en 
pays etranger, d'y traduire, pour quelque cause que ce puisse etre, d'autres sujets fran-
c;ais devant les juges ou autres officiers des Puissances etrangeres, a peine de 1.500 
livres d'amende"; abgedruckt u. a. bei Weiss, Traite theorique et pratique de Droit 
International Prive, Bd. 5 (2. Aufl. Paris 1913), S. 34 in der Fn. 

s Geimer, IZPR, Rn. 1012; auch Reu, Staatliche Zuständigkeit, S. 203 Fn. 55, sowie 
Ehrenzweig, Conflict of Laws, S. 129. 
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die sie in ihrem Heimatstaat gegen den Fortgang bzw. die Eröffnung des aus-
ländischen Zivilprozesses ergreifen können. Grundlage für diese Maßnahmen 
sind die in langjähriger Praxis zu "injunctions restraining foreign proceedings" 
entwickelten Grundsätze englischer und US-amerikanischer Gerichte. 

Prozeßgegner eines inländischen Rechtsschutzverfahrens ist dabei jeweils 
die auf rechtsmißbräuchliche Weise im Ausland klagende Partei. Nicht unmit-
telbar hierher gehören damit die Fälle, in denen die Beklagten ausländischer 
Verfahren im Inland gegen Dritte (d. h. nicht unmittelbar am ausländischen 
Rechtsstreit Beteiligte) vorgehen, die etwa- wie beispielweise die Deutsche 
Bank AG im Strafverfahren der OS-Staatsanwaltschaft gegen Teile des 
Krupp-Konzerns6- mittels einer "subpoena" des ausländischen Gerichts zur 
Vorlage von Dokumenten die Beklagten betreffend aufgefordert wurden. 
Nicht behandelt werden ferner Verteidigungsmöglichkeiten deutscher Par-
teien gegenüber ausländischen "pretrial discovery orders", da auch diese sich 
nicht gegen den ausländischen Kläger, sondern gegen das die "discovery 
order" erlassende Gericht richten müßten7. 

Bislang wurde in der deutschen Praxis noch kein Verfahren auf Untersa-
gung der Prozeßführung vor ausländischen Gerichten betrieben. Wie Gesprä-
che mit Vertretern der Industrie bei der Anfertigung dieser Arbeit gezeigt 
haben, besteht für eine "Gegenwehr" gegen die unangemessene Verwicklung 
in einen Prozess in einem ausländischen Forum (insbesondere USA) jedoch 
ein starkes Bedürfnis8. 

6 In re Grand Jury, 550 F.Supp. 24 (W.D.Mich. 1982); LG Kiel RIW 1983, 206 = 
IPRax 1984, 146; dazu Bosch, IPRax 1984, 127, sowie Stiefel/Petzinger, RIW 1983, 242; 
auch Schack, US-amerikanisches Zivilprozeßrecht, S. 51. 

7 Vgl. hierzu das instruktive Verfahren der SIEMENS AG nach Art. 23 EGGVG 
gegen das Rechtshilfeersuchen des U .S. District Court for the Western District of Virgi-
nia auf Vernehmung von Zeugen und Vorlage von Urkunden im Zusammenhang mit 
dem in Virginia stattfindenden Rechtsstreit ,Corning Glass Works v. ITI', OLG Mün-
chen JZ 1981, 538 und 540, dazu Anm. von Mann, S. 840 und Stürner, S. 521, sowie 
Martens, RIW/AWD 1981, 725 und Platto, 16 lnt'l Law. 575 (1982) . Zu den Verteidi-
gungsmöglichkeiten Schütze, WM 1986, 633ff. 

s Ebenso bei Stürner in der Zusammenfassung der Diskussion zum Thema "Der 
Justizkonflikt mit den Vereinigten Staaten von Amerika" anläßlich der Tagung der 
Wiss. Vereinigung für lnt. Verfahrensrecht, Verfahrensrechtsvergleichung u. Schieds-
gerichtswesen e.V. in München am 10./11. Oktober 1985, vgl. in Justizkonflikt, S. 154. 



§ 1 Die Rechtslage in England 

A. Entwicklung eines ProzeRverbots im ,Equity'-Recht 

Die Anordnung zur Untersagung gerichtlicher Verfahren ("injunction 
restraining legal proceedings") findet ihre Grundlage in der ,equity'-Recht-
sprechung des 17. Jahrhunderts!. 

Die ,equity'-Rechtsprechung, im römischen Recht von den Prätoren prakti-
ziert, im englischen zunächst vom König selbst ausgeübt, später dann auf den 
Lord Chancellor delegiert, bildete in bestimmten "Härtefällen" einen Aus-
gleich gegenüber den festgesetzten Regeln des einfachen Rechts. Rivalitäten 
zwischen den ,common law judges' und dem jeweiligen Lord Chancellor 
bestanden immer schon; doch erst als die Lordkanzler begannen, in bestimm-
ten Fällen Parteien die Führung eines Prozesses vor einem ,common law'-
Gericht zu untersagen, kam es zu offenen Streitigkeiten, da die ,common law'-
Richter ihre gerichtliche Vorherrschaft beeinträchtigt sahen. 

Dieser Streit erreichte seinen Höhepunkt in der Auseinandersetzung zwi-
schen Chief Justice Cokez und Lordkanzler Ellesmere unter der Herrschaft 
von König James I.. Mittlerweile waren die ,common law'-Richter unter Füh-
rung von Coke dazu übergegangen, Parteien, die wegen Mißachtung einer sol-
chen Untersagungsanordnung ("contempt of court") zu einer Haftstrafe ver-
urteilt worden waren, im ,habeas corpus'-Verfahren wieder freizulassen. 
Allein ihnen, so meinten sie, obläge die Beurteilung der Frage, ob einem 
Untertan des Königs die Freiheit entzogen werden dürfe. Der Lordkanzler 
habe insoweit seine Befugnisse überschritten3. 

Chief Justice Coke verwies überdies auf zwei ältere englische Gesetze aus 
dem Jahr 1354, das ,Statute of Praemunire' und das ,Statute of simple Prohibi-
tion', welche es unter Strafandrohung verboten, ein Urteil des King's Court 
anzutasten oder es sonstwie in Frage zu stellen. 

Schließlich beauftragte König James I. seinen Kronanwalt Sir Francis Bacon 
mit der Bildung einer Kommission zur Untersuchung der Frage, ob die 
,equity'-Gerichte nach Erlaß eines Urteils durch die ,common law'-Gerichte 

I Ausführlich hierzu insbes. Dumbauld, 74 Dickinson L.Rev. 369, 378 sq. (1969/70); 
Maitland, S. 9, 318ff; McClintock, S. 9ff; auch Graf Praschma, S. 154ff. 

2 Sir Edward Coke, geb. 1552, 1594 Attomey General, 1606 Chief Justice of the 
Court of Common Pleas, 1613 Chief Justice of the Court of King's Bench, 1616 Abberu-
fung als Chief Justice, gest. 1633. 

3 Vgl. etwa Courtney v. Glanvil, (1615) Cro.Jac. 343, 344. 
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